
URTEIL DES GERICHTSHOFES (DRITTE KAMMER) 
VOM 25. NOVEMBER 1982 1 

Victor Evens 
gegen Rechnungshof der Europäischen Gemeinschaften 

„Beamte — Wiedereinrichtungsbeihilfe" 

Rechtssache 79/82 

Leitsätze 

7. Beamte — Statut — Auslegung — Methoden — Bezugnahme auf eine aufgehobene 
Regelung — Unzulässige Auslegungsmethode 

2. Beamte — Dienstbezüge — Wiedereinrichtungsbeihilfe — Voratissetzungen für die 
Gewährung — Beamter, der wieder zu seiner Familie zieht — Nichtgewährung der 
Beihilfe in Höhe von zwei Monatsgrundgehältern an den Betroffenen — Rechtmäßig­
keit 

(Beamtenstatut, Anhang VII, Artikel 6) 

1. Die Bestimmungen des gegenwärtig 
geltenden Beamtenstatuts sind im 
Hinblick auf ihren Aufbau und ihre 
Zielsetzung und nicht im Lichte einer 
aufgehobenen Regelung auszulegen. 

2. Artikel 6 Absatz 1 des Anhangs VII 
des Beamtenstatuts gewährt zwar dem 
Beamten, der Anspruch auf die Haus­
haltszulage hat, einen Anspruch auf 
eine Wiedereinrichtungsbeihilfe in 
Höhe von zwei Monatsgrundgehäl­
tern, ohne die Übersiedlung seiner 
Familie als Voraussetzung aufzustel­

len; doch werden die Kosten der 
Wiedereinrichtung im allgemeinen 
höher sein, wenn der Betroffene mit 
seiner Familie den Wohnort wechselt, 
als wenn er wieder zu seiner Familie 
zieht. 

Es steht deshalb mit der Zielsetzung 
von Artikel 6 in Einklang, wenn dem 
Beamten, der Anspruch auf die Haus­
haltszulage hat und ohne seine Fami­
lie wieder Wohnung nimmt, keine 
Wiedereinrichtungsbeihilfe in Höhe 
von zwei Monatsgrundgehältern ge­
währt wird. 

In der Rechtssache 79/82 

VICTOR EVENS, ehemaliger Beamter des Rechnungshofes der Europäischen 
Gemeinschaften, wohnhaft in Lüttich, Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte 

1 — Verfahrenssprache: Französisch. 
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Michel Mersch, Philippe Fraipont, Lüttich, und Victor Biel, Luxemburg, 
Zustellungsbevollmächtigter in Luxemburg: Rechtsanwalt Victor Biel, ÍS A, 
rue des Glacis, 

Kläger, 

gegen 

RECHNUNGSHOF DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch seinen 
Sekretär Jean-Aimé Stoll als Bevollmächtigten, Beistand und Zustellungsbe­
vollmächtigter: Rechtsanwalt Alex Bonn, 22, Côte d'Eich, Luxemburg, 

Beklagter, 

wegen Zahlung einer Wiedereinrichtungsbeihilfe 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten U. Everling, der Richter P. Pesca­
tore und Y. Galmot, 

Generalanwalt: Sir Gordon Slynn 
Kanzler: J. A. Pompe, Hilfskanzler 

folgendes 

URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf 
sowie die Anträge und die Angriffs- und 
Verteidigungsmittel der Parteien lassen 
sich wie folgt zusammenfassen : 

I — Sachverhalt 

1. Der Kläger Victor Evens, der verhei­
ratet und Vater von zwei Kindern ist, 

4034 



EVENS / RECHNUNGSHOF 

war seit 1953 Beamter der Gemeinsamen 
Versammlung der EGKS und anschlie­
ßend des Europäischen Parlaments in 
Luxemburg. Gemäß den zum Zeitpunkt 
seines Dienstantritts geltenden Bestim­
mungen der EGKS erhielt er eine Ein­
richtungsbeihilfe in Höhe von vier Mo­
natsgrundgehältern, weil er und seine 
Familie, die aus dem wallonischen Bra­
bant stammen, nach Luxemburg umzo­
gen. 
Im Jahr 1967 wurde der Kläger zur Kon­
trollkommission nach Brüssel versetzt. Er 
ließ sich mit seiner Familie in Lüttich 
nieder, ihrem heutigen Wohnsitz. Aus 
diesem Anlaß wurde ¡hm eine Einrich­
tungsbeihilfe in Höhe von zwei Monats­
grundgehältern nach Artikel 5 des An­
hangs VII des Beamtenstatuts gezahlt, 
weil der Familienwohnsitz in der Nähe 
des neuen Dienstortes lag. 

Im Jahr 1978 wurde der Kläger zum 
Rechnungshof nach Luxemburg versetzt. 
Er bezog in Luxemburg eine möblierte 
Wohnung, während seine Familie weiter­
hin in Lüttich wohnte. Ihm wurde aus 
diesem Anlaß eine Einrichtungsbeihilfe in 
Höhe eines Monatsgrundgehalts nach 
Artikel 5 Absatz 4 des Anhangs VII des 
Beamtenstatuts gezahlt. 

Mit Wirkung vom 1. Juni 1981 wurde 
der Kläger in den Ruhestand versetzt. Er 
hat sich daraufhin wieder in Lüttich 
niedergelassen, wo seine Familie auch in 
der Zwischenzeit gewohnt hatte. 

Gegenstand des Streites zwischen dem 
Kläger und dem Rechnungshof ist die 
Höhe der aus diesem Anlaß geschuldeten 
Wiedereinrichtungsbeihilfe. 

2. Mit Schreiben vom 3. Juni 1981, 
eingegangen beim Rechnungshof am 9. 
Juni 1981, forderte der Kläger die Ge­
währung einer Wiedereinrichtungsbei­
hilfe „in Höhe von mindestens vier Mo­
natsgehältern EGKS und zwei Monats­
grundgehältern Euratom zum 31. Mai 

1981" und legte zu diesem Zweck eine 
Wohnsitzbescheinigung der Stadt Lüt­
tich, aus der hervorging, daß er in Lüt­
tich seinen Wohnsitz hatte, und einen 
Auszug aus dem Melderegister der Stadt 
Lüttich, wonach er mit seiner Frau und 
seinem Sohn dort gemeldet war, vor. 

Artikel 2 letzter Absatz der Verordnung 
Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 
1968 (ABl. L 56, S. 1) zur Festlegung des 
derzeit geltenden Beamtenstatuts be­
stimmt, daß Artikel 99 des Beamtensta­
tuts der EGKS von 1962 „bei Inkrafttre­
ten dieser Regelung anwendbar bleibt". 

Absatz 3 dieses Artikels 99 hat folgenden 
Wortlaut: 
„Abweichend von Anhang VII Artikel 6 
darf der Betrag der Wiedereinrichtungs­
beihilfe eines Bediensteten, der gemäß 
Artikel 93 als Beamter übernommen 
wurde und der nach Inkrafttreten dieses 
Statuts aus dem Dienst ausscheidet, nicht 
unter dem Betrag liegen, den der Beamte 
gemäß Artikel 12 der bisherigen Perso­
nalordnung der EGKS erhalten hätte." 

Artikel 12 der alten Personalordnung der 
EGKS von 1956 hatte bestimmt: 
„Beim Ausscheiden aus dem Dienst ha­
ben beamtete Bedienstete, welche die 
Einrichtungsbeihilfe nach Artikel 11 
Buchstabe a und Buchstabe c Absatz 2 
erhalten' haben, Anspruch auf eine 
Wiedereinrichtungsbeihilfe; sie beträgt 
bei einem Bediensteten, der Familienvor­
stand ist, vier Monatsgrundgehälter . . .". 

Mit Schreiben vom 2. Juli 1981 antwor­
tete der Präsident des Rechnungshofes 
dem Kläger, daß sich die erwähnten 
Übergangsbestimmungen offensichtlich 
auf Grundgehälter nach dem alten, vor 
dem 1. Januar 1962 geltenden Statut be­
zögen, so daß die Anwendung dieser Be­
stimmungen für den Kläger nachteilig 
wäre. Der Antrag auf Gewährung einer 
Wiedereinrichtungsbeihilfe in Höhe von 
zwei Monatsgrundgehältern aus Anlaß 

4035 



URTEIL VOM 25. 11. 1982 — RECHTSSACHE 79/82 

der neuerlichen Wohnsitznahme des Klä­
gers bei seiner Familie sei zurückgewie­
sen worden, da sich aus seiner Personal­
akte ergebe, daß er sich bei seiner Ver­
setzung zum Rechnungshof ohne seine 
Familie, die ihren Wohnsitz in Lüttich 
beibehalten habe, in Luxemburg nieder­
gelassen habe. Seine Wiedereinrichtung 
betreffe somit nur eine Person, weshalb 
die Beihilfe in Anwendung von Artikel 6 
Absatz 4 des Anhangs VII des Statuts auf 
ein Monatsgrundgehalt beschränkt wer­
den müsse. 

Dem Kläger wurde daraufhin als 
Wiedereinrichtungsbeihilfe nach Artikel 
6 des Anhangs VII des Beamtenstatuts 
ein Betrag von 191 966 LFR ausgezahlt, 
was einem Monatsgrundgehalt ent­
spricht. Dieser Betrag wurde nach der 
zum 1. Juli 1980 wirksam gewordenen 
Anpassung der Gehälter um 606 LFR er­
höht. 

3. Durch Schreiben vom 18. August 
1981, eingegangen beim Rechnungshof 
am 19. August 1981, legte der Kläger 
Beschwerde nach Artikel 90 Absatz 2 des 
Beamtenstatuts gegen die im Schreiben 
vom 2. Juli 1981 enthaltene ablehnende 
Entscheidung ein, wobei er sich darauf 
berief, daß er nach dem klaren Wortlaut 
von Artikel 6 des Anhangs VII des 
Beamtenstatuts aufgrund der Wiederein­
richtung Anspruch auf zwei Monats­
grundgehälter habe, weil er vor Ablauf 
einer Frist von drei Jahren seit seinem 
Ausscheiden zusammen mit seiner Fami­
lie mehr als 70 km von Luxemburg ent­
fernt gewohnt habe. 

In Beantwortung eines Schreibens des 
Präsidenten des Rechnungshofes vom 22. 
September 1981, mit dem dieser ihn auf­
forderte, den Nachweis dafür zu erbrin­
gen, daß seine Familie sich tatsächlich in 
einem mindestens 70 km vom Ort seiner 
Verwendung entfernten Ort niedergelas­
sen habe, teilte der Kläger durch seinen 

Rechtsanwalt mit, daß die seinem ur­
sprünglichen Antrag vom 3. Juni 1981 
beigefügten Bescheinigungen den ge­
wünschten Nachweis enthielten. 

Der Präsident des Rechnungshofes 
lehnte die Beschwerde mit Schreiben 
vom 3. Dezember 1981, das dem Kläger 
am 7. Dezember 1981 zuging, mit dem 
Hinweis darauf ab, daß der Kläger kei­
nerlei Nachweis für eine Übersiedlung 
seiner seit 1967. ununterbrochen in Lüt­
tich ansässigen Familie erbracht habe 
und daß deshalb eine pauschale Ko­
stenerstattung nicht in Betracht komme. 

II — Verfahren und Anträge 

1. Mit am 25. Februar 1982 bei der 
Kanzlei des Gerichtshofes eingegange­
nem Schriftsatz hat der Kläger die vor­
liegende Klage erhoben und beantragt, 

— den Rechnungshof zu verurteilen, 
dem Kläger ein Monatsgrundgehalt 
wie es ihm am 31. Mai 1981 zustand, 
nämlich 191 996 LFR, zuzüglich der 
in Belgien geltenden gesetzlichen 
Zinsen vom 1. Juni 1981 bis zum 
Zeitpunkt der vollständigen Zahlung 
zu zahlen; 

— dem Beklagten die Kosten des Ver­
fahrens aufzuerlegen. 

2. In seiner am 29. Juni 1982 einge­
reichten Erwiderung hat der Kläger die­
sen Antrag unter Berufung auf die zwi­
schenzeitlich eingetretene Anpassung der 
Grundgehälter der Beamten auf 192 602 
LFR erhöht. 

3. Der Rechnungshof beantragt, 

— die Klage als unbegründet abzuwei­
sen; 

— über die Kosten nach den einschlägi­
gen Satzungsbestimmungen zu ent­
scheiden. 
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4. Das schriftliche Verfahren ist ord­
nungsgemäß abgelaufen. 

Der Gerichtshof (Dritte Kammer) hat 
auf Bericht des Berichterstatters nach 
Anhörung des Generalanwalts beschlos­
sen, die mündliche Verhandlung ohne 
vorherige Beweisaufnahme zu eröffnen. 

I I I — Angri f fs - und V e r t e i d i ­
gungsmi t t e l der Pa r t e i en 
im schr i f t l ichen V e r f a h r e n 

1. Der Kläger macht geltend, Artikel 6 
des Anhangs VII des Beamtenstatuts ver­
leihe ihm Anspruch auf eine Wiederein-
richtungsbeihilfe im Betrag von nicht nur 
einem, sondern zwei Monatsgrundgehäl­
tern. Der Wortlaut dieser Bestimmung 
sei klar und sehe vor, daß sich die Bei­
hilfe für den Beamten, dem die Familien­
zulage gewährt werde, auf zwei Monats­
gehälter und für den Beamten, dem diese 
Zulage nicht gewährt werde, auf ein 
Monatsgehalt belaufe. Weder eine Ausle­
gung durch die Verwaltung noch eine 
Analogie könne diesem Wortlaut vorge­
hen. Im Unterschied zu Artikel 5 des An­
hangs VII über die Einrichtungsbeihilfe 
verlange Artikel 6 nicht die Übersiedlung 
der Familie. Der Begriff „Wiedereinrich­
tung" bezeichne die Rückkehr des Beam­
ten an den Ort seiner Herkunft unab­
hängig von einem Wohnsitzwechsel sei­
ner Familie. Man könne sich zur Recht­
fertigung eines gegenteiligen Stand­
punkts auch nicht auf den 'Begriff der 
„Kostenerstattung" und auf Artikel 71 
des Beamtenstatuts berufen, da es sich 
um eine pauschale Erstattung handele, 
für die die Verwaltung keinerlei Nach­
weis der tatsächlich entstandenen Kosten 
verlangen könne, und weil eine Bestim­
mung, die einen Anspruch auf Erstattung 
begrüne e, nicht im Sinne eines Verbots 
der nicht zur Kostendeckung bestimmten 
Zahlung ausgelegt werden dürfe. 

Der Kläger beruft sich ferner auf Artikel 
99 Absatz 3 des Beamtenstatuts der 
EGKS von 1962, der aufgrund von Arti­
kel 2 der Verordnung Nr. 259/68 des 
Rates bei Inkrafttreten des derzeitigen 
Beamtenstatuts aufrechterhalten worden 
sei und wonach er eine Wiedereinrich-
tungsbeihilfe in mindestens gleicher 
Höhe beanspruchen könne, wie wenn die 
Bestimmungen des Artikels 12 der alten 
Personalordnung von 1956 auf seinen 
Fall anwendbar geblieben wären. Diese 
letztere Bestimmung mache das Recht 
auf eine Wiedereinrichtungsbeihilfe von 
der Gewährung einer Einrichtungsbei­
hilfe zu Beginn der Laufbahn abhängig. 
Auch wenn im Urteil des Gerichtshofes 
vom 11. Juli 1974 (Rechtssache 10/74, 
Becker/Kommission, Slg. S. 867) eine 
Bestimmung über die Berechnung der 
Beihilfe für nicht mehr anwendbar er­
klärt worden sei, so lasse dieses Urteil 
doch die Bestimmungen über die Vor­
aussetzungen für die Beihilfe unberührt. 
Da also die Wiedereinrichtungsbeihilfe 
im System der EGKS-Vorschriften 
außerhalb der Kategorie der zu erstat­
tenden Kosten eingeordnet worden sei, 
habe sie auch nicht den Charakter einer 
Kostenerstattung. Im vorliegenden Fall 
sei deshalb auf den vollen Betrag der er­
sten, im Jahr 1953 zu Beginn der Lauf­
bahn des Klägers vereinnahmten Beihilfe 
abzustellen und nicht auf die zwischen­
zeitlich gewährten Beihilfen. Auf diese 
letzteren könne im übrigen bereits des­
halb nicht abgestellt werden, weil Artikel 
6 des Anhangs VII des Beamtenstatuts 
auf den ersten und nicht auf den zweiten 
Absatz des Artikels 5 verweise. 

2. Der Rechnungshof hält dem entge­
gen, daß Artikel 6 wie der gesamte Ab­
schnitt 3 des Anhangs VII die Erstattung 
der Kosten in pauschaler Form betreffe 
und den Inhalt des allgemeinen Grund­
satzes von Artikel 71 des Statuts näher 
bestimme. In diesem Sinne verlange Arti-
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kel 6 Absatz 4 des Anhangs VII vom Be­
amten den Nachweis seiner eigenen 
Wiedereinrichtung und derjenigen seiner 
Familie. Ohne einen derartigen Wohn­
sitzwechsel bestehe kein Anlaß, einen 
Ausgleich der Kosten vorzunehmen, und 
es gebe deshalb keine Beihilfe. Die Be­
stimmung des Artikels 5 Absatz 4, wo­
nach die Einrichtungsbeihilfe für den 
Fall, daß der Beamte ohne seine Familie 
umziehe, halbiert werde, sei in den Titel 
Wiedereinrichtungsbeihilfe nicht aufge­
nommen worden, weil sie aus den glei­
chen Gründen auf die Wiedereinrich­
tungsbeihilfe Anwendung finde und des­
halb eine Klarstellung in diesem Sinne als 
überflüssig angesehen worden sei. Im ge­
gebenen Fall sei der Nachweis eines Um­
zugs des Klägers mit seiner Familie nicht 
erbracht worden, und den Akten sei zu 
entnehmen, daß seine Familie seit 1967 
in Lüttich ansässig gewesen sei. Bei 
buchstabengetreuer Anwendung des Arti­
kels 6 Absatz 4 habe der Kläger sogar 
überhaupt keinen Anspruch auf eine Bei­
hilfe, da er für einen Wohnsitzwechsel 
seiner Familie keinen Nachweis erbracht 

habe. Die Anwendung von Artikel 5 Ab­
satz 4 in bezug auf die Wiedereinrich­
tungsbeihilfe stehe darüber hinaus im 
Einklang mit den Grundsätzen einer or­
dentlichen Bewirtschaftung öffentlicher 
Mittel, mit der Lehre sowie mit der Ver­
waltungspraxis der Gemeinschaftsorgane. 
Auf die Übergangsbestimmungen der 
EGKS.-Regelung könne sich der Kläger 
nach dem Urteil des Gerichtshofes vom 
11. Juli 1974 (Becker) nicht berufen, weil 
der Betrag der ihm nach dem derzeitigen 
Beamtenstatut zustehenden Beihilfe hö­
her sei als die nach den alten Gehaltsta­
bellen berechnete Beihilfe in Höhe von 
vier Monatsgrundgehältern. Die Über­
gangsbestimmung, mit der verhindert 
werden solle, daß ein Beamter schlechter 
gestellt werde als nach den früheren 
Vorschriften, sei somit nicht mehr an­
wendbar. 

IV — Mündliche Verhandlung 

In der Sitzung vom 11. November 1982 
haben die Parteien mündlich verhandelt. 
Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in derselben Sitzung vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Herr Victor Evens, ehemaliger Beamter des Rechnungshofes der Euro­
päischen Gemeinschaften, hat mit Klageschrift, die am 25. Februar 1982 bei 
der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, Klage auf Gewährung der 
Wiedereinrichtungsbeihilfe nach seiner Versetzung in den Ruhestand in 
Höhe von zwei Monatsgrundgehältern erhoben. 

2 Der Kläger, der verheiratet und Vater von zwei Kindern ist, wurde im Jahr 
1953 Beamter der Gemeinsamen Versammlung der EGKS in Luxemburg. Da 
er und seine Familie sich in Luxemburg niederließen, wurde ihm zu jenem 
Zeitpunkt nach den daniaJs^eltenden Vorschriften der EGKS eine Wieder­
einrichtungsbeihilfe in Höhe von vier Monatsgehältern ausgezahlt. Als er 
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1977 zur Kontrollkommission in Brüssel versetzt wurde, siedelte er mit seiner 
Familie nach Lüttich über und erhielt eine Einrichtungsbeihilfe in Höhe von. 
zwei Monatsgrundgehältern. Da er 1978 zum Rechnungshof versetzt wurde, 
ließ er sich in Luxemburg nieder, während seine Familie weiterhin in Lüttich 
wohnte. Aus diesem Grund wurde ihm nur eine Einrichtungsbeihilfe in Höhe' 
eines Monatsgrundgehalts gewährt. 

3 Der Kläger wurde mit Wirkung vom 1. Juni 1981 in den Ruhestand versetzt. 
Er zog hierauf wieder nach Lüttich zu seiner Familie. Der Rechnungshof' 
gewährte ihm bei dieser Gelegenheit eine Wiedereinrichtungsbeihilfe in 
Höhe eines Monatsgrundgehalts. Mit dem Hinweis darauf, daß seine Fami­
lie, die die ganze Zeit über in Lüttich ansässig gewesen sei, sich in dieser 
Stadt nicht erneut habe einrichten müssen, lehnte es der Rechnungshof je­
doch ab, ihm eine Wiedereinrichtungsbeihilfe in Höhe von zwei Monats­
grundgehältern zu gewähren. 

4 Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits ist diese Differenz in Höhe eines 
Monatsgrundgehalts zwischen der vom Kläger geforderten Wiedereinrich­
tungsbeihilfe und der ihm als solche Beihilfe vom Rechnungshof gewährten 
Summe. 

5 Zur Begründung seiner Klage bringt der Kläger vor, daß ihm nach dem kla­
ren Wortlaut von Artikel 6 des Anhangs VII des Beamtenstatuts eine 
Wiedereinrichtungsbeihilfe in Höhe von zwei Monatsgrundgehältern zu­
stehe, weil ihm die Haushaltszulage gewährt worden sei und er sich wieder 
mit seiner Familie in Lüttich niedergelassen habe. Der Kläger beruft sich im 
übrigen auf die Übergangsbestimmungen der Verordnung Nr. 259/68 des 
Rates vom 29. Februar 1968 und des Artikels 99 Absatz 3 des Beamtenstatuts 
der EGKS von 1962 sowie auf Artikel 12 der alten Personalordnung der 
EGKS von 1956. 

6 Nach Ansicht des Rechnungshofes muß die Bestimmung des Artikels 5 Ab­
satz 4 des Anhangs VII auch im Rahmen des Artikels 6 Anwendung finden, 
so daß sich in einem Fall wie dem des Klägers die Wiedereinrichtungsbeihilfe 
auf ein Monatsgrundgehalt beschränke. 

7 Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß — wie der Gerichtshof in seinem Ur­
teil vom 11. Juli 1974 (Rechtssache 10/74, Becker/Kommission, Slg. S. 867) 
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entschieden hat — die Schutzbestimmung des Artikels 99 Absatz 3 des 
Beamtenstatuts der EGKS von 1962 zugunsten der Beamten, auf die vorher 
die alte Personalordnung der EGKS von 1956 anwendbar war, nicht mehr 
gilt, da die derzeitigen Gehälter inzwischen mehr als das Doppelte der vor 
1962 gezahlten Bezüge ausmachen und ein Beamter, der nach dem Inkraft­
treten der neuen Regelung aus dem Dienst ausscheidet, sich finanziell nicht 
mehr in einer ungünstigeren Lage befindet, als wenn er vor ihrem Inkrafttre­
ten ausgeschieden wäre. 

8 Somit ist im vorliegenden Fall Artikel 6 des Anhangs VII des Statuts insoweit 
anzuwenden, als diese Vorschrift einen Beamten betrifft, der Anspruch auf 
die Haushaltszulage hat. 

9 Artikel 6 Absatz 1 bestimmt, daß ein Beamter, der Anspruch auf die Haus­
haltszulage hat, beim endgültigen Ausscheiden aus dem Dienst eine Wieder-
einrichtungsbeihilfe in Höhe von zwei Monatsgrundgehältern beanspruchen 
kann; die Übersiedlung der Familie des Beamten wird dabei nicht verlangt. 
Artikel 6 Absatz 4 bestimmt demgegenüber, daß diese Beihilfe gezahlt wird, 
„wenn nachgewiesen ist, daß der Beamte und seine Familie an einem Ort 
Wohnung genommen haben, der …“. Der Fall eines Beamten, der Anspruch 
auf die Haushaltszulage hat, jedoch ohne seine Familie übersiedelt, ist in 
diesem Artikel nicht ausdrücklich erwähnt. 

10 Zur Auslegung von Artikel 6 kann nicht, wie der Kläger geltend macht, auf 
die Bestimmungen des Artikels 12 der Personalordnung der EGKS von 1956 
zurückgegriffen werden. Die Bestimmungen des gegenwärtig geltenden 
Beamtenstatuts sind im Hinblick auf ihren Aufbau und ihre Zielsetzung und 
nicht im Lichte einer aufgehobenen Regelung auszulegen. 

1 1 Aus Artikel 71 des Statuts und der Überschrift des dritten Abschnitts des 
Anhangs VII des Statuts ergibt sich, daß Artikel 6 die Erstattung derjenigen 
Kosten in pauschaler Form bezweckt, die durch die Übersiedlung des Beam­
ten nach seinem endgültigen Ausscheiden aus dem Dienst entstanden sind 
und durch die Erstattung der Umzugskosten nach Artikel 9 des Anhangs VII 
nicht gedeckt werden. Der Betrag dieser Kosten wird jedoch im allgemeinen 
bei einem Beamten, der mit seiner Familie den Wohnort wechselt, höher sein 
als bei einem Beamten, der wieder zu seiner Familie zieht. 
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12 Hinsichtlich der aus Anlaß des Dienstantritts zu zahlenden Einrichtungsbei­
hilfe ist ein ähnlicher Unterschied bei den zu erstattenden Kosten in Artikel 5 
Absatz 4 Satz 1 berücksichtigt worden, wonach der Beamte, der Anspruch 
auf die Haushaltszulage hat und ohne seine Familie Wohnung nimmt, nur 
die Hälfte der Beihilfe erhält, auf die er sonst Anspruch hätte. Ebenso steht 
es mit der Zielsetzung von Artikel 6 im Einklang, wenn dem Beamten, der 
ohne seine Familie wieder Wohnung nimmt, keine Wiedereinrichtungsbei-
hilfe in Höhe von zwei Monatsgrundgehältern gewährt wird. Diese Ausle­
gung wird im übrigen durch den Wortlaut von Artikel 6 Absatz 4 bestätigt, 
der audrücklich den Nachweis der Übersiedlung der Familie des Beamten 
verlangt. 

13 Da feststand, daß die Familie des Klägers bei seiner erneuten Wohnsitz­
nahme in Lüttich nicht mit übergesiedelt war, konnte der Rechnungshof also 
dem Antrag des Klägers auf Gewährung einer Wiedereinrichtungsbeihilfe in 
Höhe von zwei Monatsgrundgehältern von Rechts wegen nicht stattgeben. 

14 Die Klage ist deshalb abzuweisen. 

Kos ten 

15 Gemäß Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur 
Tragung der Kosten zu verurteilen. Nach Artikel 70 der Verfahrensordnung 
tragen jedoch die Organe der Gemeinschaften bei Klagen ihrer Beamten ihre 
Kosten selbst. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden : 

1. Die Klage wird abgewiesen. 
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2. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

Everling Pescatore Galmot 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 25. November 1982. 

Der Kanzler 

Im Auftrag 

H. A. Rühl 

Hauptverwaltungsrat 

Der Präsident der Dritten Kammer 

U. Everling 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
SIR GORDON SLYNN 

VOM 11. NOVEMBER 1982 1 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Mit der vorliegenden Klage macht Herr 
Evens einen Anspruch auf Zahlung eines 
Monatsgrundgehalts gegen den Rech­
nungshof geltend. Er fordert diese Zah­
lung als Teil einer Wiedereinrichtungs-
beihilfe, der ihm zustehe und den er 
noch nicht erhalten habe. 

Der rechtliche und tatsächliche Zusam­
menhang, aus dem sich dieser Anspruch 
ergibt, kann kurz zusammengefaßt wer­
den. 

Artikel 71 des derzeit geltenden Beam­
tenstatuts sieht vor, daß ein Beamter 
nach Maßgabe des Anhangs VII An­
spruch hat auf Erstattung der ihm unter 
anderem beim Dienstantritt und beim 

Ausscheiden aus dem Dienst entstande­
nen Kosten. Anhang VII trägt die Über­
schrift „Vorschriften über Dienstbezüge 
und Kostenerstattungen", und Abschnitt 
3 behandelt die Erstattung von Kosten. 
Geregelt wird hier zunächst in Artikel 5 
eine Einrichtungsbeihilfe; danach steht 
einem Beamten, wenn er Anspruch auf 
die Haushaltszulage hat, eine Beihilfe in 
Höhe von zwei Monatsgrundgehältern 
und in anderen Fällen eine Beihilfe in 
Höhe eines Monatsgrundgehalts zu. 
Diese Beihilfe wird einem Beamten auf 
Lebenszeit gewährt, der die Vorausset­
zungen für die Zahlung der Auslandszu­
lage erfüllt oder nachweist, daß er in Er­
füllung der Verpflichtungen nach Artikel 
20 des Statuts seinen Wohnsitz wechseln 
mußte. 

1 — Aus dem Englischen übersetzt. 
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